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Kernforderungen

Wir fordern die Bundesregierung auf, ein verlässlicher Partner in  
der internationalen Klima- und Entwicklungszusammenarbeit 
zu bleiben und Verantwortung in Zeiten globaler Krisen zu über­
nehmen. Die Kürzungen des Entwicklungsetats müssen zurückge­
nommen und die Zusage von jährlich mindestens sechs Milliarden 
Euro an Haushaltsmitteln für die internationale Klimafinanzierung 
muss eingehalten werden. Bis 2030 sollte dieser Beitrag auf min-
destens zwölf Milliarden Euro jährlich steigen. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, zusätzliche Maßnahmen für  
den nationalen Klimaschutz zu beschließen, die über das Klima­
schutzprogramm 2026 hinausgehen. Besonders in den Bereichen 
Verkehr und Gebäude gilt es nachzulegen, um die Klimaschutzlücken 
bis 2030 und 2040 zu schließen und Klimaneutralität bis 2045 zu 
erreichen. Die Bundesregierung ist dazu aufgefordert, die Energie-
wende und den Klimaschutz auch auf europäischer Ebene  
entschlossen voranzutreiben. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, als Teil einer Vorreiter-Allianz  
beim fossilen Ausstieg voranzugehen. Deutschland sollte einen 
ambitionierten nationalen Ausstiegs- und Transformationsplan ent­
wickeln, neue fossile Explorations- und Expansionsprojekte ablehnen 
und fossile Subventionen zügig und sozial gerecht abbauen. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, sich aktiv an der Ausgestaltung  
eines starken und menschenrechtsbasierten Just-Transition- 
Mechanismus zu beteiligen. Arbeitnehmer*innenrechte, hohe Stan­
dards für Beteiligung und das Prinzip der freien, vorherigen und  
informierten Zustimmung („Free, Prior and Informed Consent“, FPIC) 
müssen verbindlich verankert werden.



Wir fordern die Bundesregierung auf, auf einen konkreten Fahr
plan zur Verdreifachung der Anpassungsfinanzierung bis 2035  
hinzuwirken. Sie sollte die Baku Adaptation Roadmap (BAR) und  
die Weiterentwicklung der Indikatoren des Globalen Anpas-
sungsziels voranbringen. Die Indikatoren müssen sichtbar machen,  
wer Klimarisiken besonders ausgesetzt ist und wer von Anpassungs­
maßnahmen profitiert oder ausgeschlossen bleibt. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, die Finanzierung für den 
Umgang mit Verlusten und Schäden substanziell zu erhöhen und 
am Verursacherprinzip auszurichten. Für die Befüllung des Fonds 
für Verluste und Schäden (FRLD – Fund for responding to Loss  
and Damage) sollte Deutschland drei Milliarden Euro bereitstellen.  
Über schnelle Auszahlungen, direkten Zugang für lokale Gemein­
schaften und die Berücksichtigung fragiler und konfliktbetroffener 
Länder muss sichergestellt werden, dass die Mittel die am stärksten 
gefährdeten Menschen erreichen. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, Menschenrechte und zivil
gesellschaftliche Handlungsspielräume bei der COP31 konse­
quent zu schützen. Das Gastgeberland muss Rede- und Versamm-
lungsfreiheit garantieren und die türkische sowie internationale 
Zivilgesellschaft vor Repressionen schützen. Zugleich müssen  
benachteiligte und unterrepräsentierte Gruppen wirksamer beteiligt 
werden.
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Die diesjährige Klimakonferenz COP31 findet 
in einer Phase tiefgreifender globaler Um­
brüche statt. Insbesondere drei Entwicklun­
gen prägen die internationale Klima-, Entwick­
lungs- und Sicherheitspolitik in diesem Jahr.

Erstens stehen die regelbasierte internatio­
nale Ordnung und die wertegeleitete interna­
tionale Zusammenarbeit unter nie dagewe­
senem Druck. Die Vereinten Nationen (UN) 
und auch die Klimarahmenkonvention (The 
United Nations Framework Convention on 
Climate Change, UNFCCC) sind mit einer his­
torischen Herausforderung konfrontiert: Sie 
müssen reformiert werden, um effektiver zu 
werden und ihre Legitimität zu stärken, wäh­
rend zugleich massive Mitteleinbrüche ab­
gefedert werden müssen. Gleichzeitig stellen 
immer mehr autokratische oder illiberale Mit­
gliedstaaten diese Ordnung infrage und blo­
ckieren Fortschritte in der Klimapolitik – etwa 
die USA beim Abkommen zur CO

2
-Beprei­

sung in der Schifffahrt. Hinzu kommen histo­
rische Kürzungen in der Klimafinanzierung, 
Entwicklungszusammenarbeit und humanitä­
ren Hilfe, die Beschneidung zivilgesellschaft­
licher Handlungsräume, Angriffe auf die Wis­
senschaft sowie Desinformation. All dies 
schwächt demokratische Institutionen und 
blockiert wirksame und gerechte Lösungen 
zur Bewältigung der Klimakrise.

Zweitens beschleunigen die geopolitischen 
Verwerfungen rund um den Krieg im Iran und  
die daraus resultierende Energiekrise den 
weltweiten Umbau der Energiesysteme. Sie 
verdeutlichen, dass fossile Abhängigkeiten 
ein erhebliches Risiko für wirtschaftliche Sta­
bilität, Versorgungssicherheit und nationale 
Sicherheit darstellen. Die aktuelle Dynamik  
könnte einen langfristigen, strukturellen Schub 
im Ausbau erneuerbarer Energien, bei Elek­
trifizierung und Energieeffizienz auslösen.

Drittens hat sich die Zahl der von Hunger und 
akuter Ernährungsunsicherheit betroffenen 
Menschen seit 2016 verdoppelt. Es droht eine 
globale Hungerkrise: Für 2026 wird ein be­
sonders starker El Niño erwartet, der Dürren, 
Hitzewellen und Überschwemmungen in vie­
len Weltregionen verstärken und damit Ern­
ten, Wasserverfügbarkeit und Lebensgrund­
lagen zusätzlich gefährden dürfte. Darüber 
hinaus hat die Blockade der Straße von Hor­
mus den Transport von Düngemitteln verhin­
dert. Dies könnte in den kommenden Mona­
ten massive Ernteeinbußen zur Folge haben 
und die Ernährungsunsicherheit weiter ver­
schärfen. Die Auswirkungen der Klimakrise, 
die die menschliche Sicherheit bereits heute 
massiv gefährden, sowie die drohende glo­
bale Hungerkrise verstärken bestehende so­
ziale und wirtschaftliche Ungleichheiten und 
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wirken als Risikoverstärker in einer ohnehin 
fragilen globalen Lage. Länder und Bevölke­
rungsgruppen, die am wenigsten zur Klima­
krise beigetragen haben, sind ihren Folgen 
am stärksten ausgesetzt.

Die notwendigen Fortschritte werden daher  
nicht allein über einstimmige Beschlüsse 
im multilateralen Konsens erreicht werden 
können. Vielmehr zeichnet sich zunehmend  
ein „Multilateralismus unterschiedlicher Ge­
schwindigkeiten“ bei der Umsetzung des Pa­
riser Klimaabkommens ab. Entscheidend wird 
sein, ob es gelingt, ambitionierte Vorreiter- 
Allianzen zu bilden, die nationalen Anstren­
gungen für Klimaschutz und Anpassung zu 
beschleunigen und dadurch neue internatio­
nale Dynamiken zu erzeugen. Die Debatten 
über den fossilen Ausstieg sowie die Erfah­
rungen der ersten internationalen TAFF-Kon­
ferenz („Transitioning Away from Fossil Fuels“)  
in Kolumbien zeigen, dass genau hier ein 
zentraler Testfall für die Zukunft des Multila­
teralismus vorliegt.

Die geteilte Präsidentschaft der COP31 zwi­
schen der Türkei, die als Gastgeberland für 
Logistik und Action Agenda zuständig ist, und  
Australien, das die Verhandlungen führen  
wird, ist eine Neuheit. Sie eröffnet die Chance,  
tiefere Allianzen zwischen Europa, Asien und 

den pazifischen Inselstaaten zu schmieden 
und so ein höheres Ambitionsniveau zu er­
reichen. Die Bundesregierung sollte bei der 
COP31 als Brückenbauerin auftreten, die An­
liegen besonders gefährdeter Staaten und 
Gemeinschaften in den Mittelpunkt rückt und 
sich für handlungsfähige multilaterale Insti­
tutionen einsetzt. Dafür braucht es politische 
Glaubwürdigkeit. Deutschland muss seine 
eigenen Klimaziele konsequent verfolgen, 
Vorreiter-Allianzen vorantreiben und Blocka­
den aktiv entgegenwirken. Zugleich muss die 
Bundesregierung ihrer internationalen Ver­
antwortung nachkommen und die Unterstüt­
zung für die klimavulnerablen Staaten verstär­
ken. Global gerechte Klimapolitik stärkt so 
auch die eigene Handlungsfähigkeit in einer  
zunehmend von Krisen und Unsicherheit ge­
prägten Welt.

Mit dem vorliegenden Papier stellen VENRO 
und die Klima-Allianz Deutschland ihre Emp­
fehlungen an die Bundesregierung für die  
31. Weltklimakonferenz vor.



8

1. Minderung und 
Just Transition

Auf der 31. Weltklimakonferenz müssen die 
Vertragsstaaten die Umsetzung bestehender 
Beschlüsse zum Klimaschutz wie die Verein­
barungen zum Energiepaket aus der ersten 
globalen Bestandsaufnahme (Global Stock­
take 1, GST1) vorantreiben sowie die zweite 
globale Bestandsaufnahme (GST2) für den 
Zeitraum 2026 bis 2028 starten. Dabei stehen 
besonders die Operationalisierung des Just- 
Transition-Mechanismus, die Fortsetzung der  
positiven Dynamiken rund um die erste in­
ternationale TAFF-Konferenz sowie die von 
der brasilianischen COP30-Präsidentschaft 
initiierte TAFF-Roadmap im Fokus. Die von 
der türkischen COP31-Präsidentschaft in der  
Action Agenda gesetzten Prioritäten der Elek­
trifizierung  –  der Stromanteil am weltweiten 
Endenergieverbrauch soll bis 2035 auf 35 Pro­
zent gesteigert werden  –  und der Kreislauf­
wirtschaft könnten außerdem ein wichtiger 
Hebel für Fortschritte bei der Emissionsmin­
derung werden. 

Das Pariser Klimaabkommen basiert darauf, 
dass jedes Land eigene Klimaschutzmaß­
nahmen festlegt und umsetzt. Das gilt auch 
für die Umsetzung des GST1-Energiepakets: 
die Verdreifachung der Kapazitäten erneuer­
barer Energien, die Verdopplung der Ener­
gieeffizienz bis 2030 sowie die Abkehr von 
fossilen Energien. Insbesondere bei der zen­
tralen Herausforderung der Abkehr von fossi­
len Energien sind weitere Schritte und neue 
Formate der Zusammenarbeit dringend not­
wendig. Auf der ersten TAFF-Konferenz in 
Santa Marta trafen sich 57 Länder und die EU 
sowie Vertreter*innen indigener Völker, der  
Wissenschaft, der Zivilgesellschaft und sub­
nationaler Akteure, um konkrete Wege für die­
sen Ausstieg zu diskutieren und bis zu einer 
zweiten Konferenz im Jahr 2027  –  organisiert 
von Tuvalu und Irland  –  voranzubringen. Die 
COP31 bietet die Gelegenheit sicherzustel­
len, dass die von Brasilien zu entwickelnde 

globale Roadmap für den fossilen Ausstieg 
sowie die Ergebnisse der ersten TAFF-Kon­
ferenz in den UNFCCC-Verhandlungen ange­
messen berücksichtigt werden. 

Gleichzeitig sollte im Kontext der Emissions­
minderung die Umsetzung des im GST1 fest­
gelegten Ziels zur Beendigung der weltwei­
ten Zerstörung von Wäldern bis 2030 stärker 
vorangetrieben werden. Abholzung, Wald­
brände und die Übernutzung von Wäldern 
sind jährlich für rund 15 Prozent der weltwei­
ten Treibhausgasemissionen verantwortlich. 
Die von der COP30‑Präsidentschaft initiierte 
Roadmap zur Beendigung der globalen Ent­
waldung sollte genutzt werden, um bestehen­
de Initiativen zu bündeln, verlässliche Finan­
zierung zu mobilisieren und die messbare 
Umsetzung von Waldschutzmaßnahmen zu 
beschleunigen.

Die Erfahrungen von Santa Marta haben ge­
zeigt, dass plurilaterale Formate, die der be­
schleunigten Umsetzung der Pariser Klima­
ziele dienen, ein wichtiges Instrument sein 
können, um praktische Kooperationen vo­
ranzutreiben und zugleich Impulse für den 
multilateralen Prozess unter dem Dach der 
UNFCCC zu setzen. Es ist wichtig, dass die­
se Formate zentrale, unter der UNFCCC fest­
gelegte Prinzipien beachten. Dazu gehören 
ein menschenrechtsbasierter Ansatz, die ge­
meinsame aber differenzierte Verantwortung 
(Common But Differentiated Responsibilities, 
CBDR) sowie Partizipationsmöglichkeiten von 
Zivilgesellschaft und betroffenen Gruppen. 
Klimaschutz kann nur dann dauerhaft erfolg­
reich sein, wenn soziale Gerechtigkeit, Men­
schenrechte und Beteiligungsrechte gestärkt  
werden. Mit dem Just-Transition-Mechanis­
mus kann ein institutioneller Rahmen ge­
schaffen werden, um die Implementierung 
gerechter Übergänge international voranzu­
bringen.
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Wir fordern die  
 Bundesregierung auf,

 sich aktiv an der Ausgestaltung des Just-Transition-Mechanismus zu be­
teiligen, um sozial gerechte Übergänge zu stärken. Der Mechanismus sollte 
internationale Kooperation systematisch bündeln und stärken, um als Hebel für 
eine sozial gerechte Dekarbonisierung und Anpassung zu wirken. Dabei sollte sich 
Deutschland insbesondere dafür einsetzen, dass verbindliche Standards für Arbeit­
nehmer*innen und ihre wirksame Beteiligung, der Dialog zwischen Regierungen, 
Arbeitnehmer*innen und Arbeitgeber*innen sowie menschenrechtsbasierte Ansätze 
im Mechanismus verankert werden. Die ILO-Leitlinien für einen gerechten Über­
gang (Just Transition Guidelines) sowie das Prinzip der freien, vorherigen und  
informierten Zustimmung (FPIC) sind hier zentral.

 als Teil einer Vorreiter-Allianz beim fossilen Ausstieg voranzugehen und 
einen ambitionierten nationalen Ausstiegs- und Transformationsplan zu entwi­
ckeln. Dafür sollte sich Deutschland bis zur zweiten TAFF-Konferenz aktiv in die  
drei beschlossenen Arbeitsstränge (Transformationspfade; Finanzarchitektur und  
makroökonomische Abhängigkeiten; Handel) einbringen und diese vorantreiben.  
Die Bundesregierung sollte neue fossile Explorations- und Expansionsprojekte  
in Deutschland sowie ihre Finanzierung im Ausland ablehnen und sich konsequent  
für den beschleunigten Ausbau erneuerbarer Energien, für Energieeffizienz und  
für eine sozial gerechte Wärmewende einsetzen.

 fossile Subventionen schnell und vollständig ab- und umzubauen, sich  
für eine europaweite Steuer auf Übergewinne fossiler Unternehmen einzusetzen  
und frei werdende Mittel sozial gerecht in erneuerbare Energien, öffentliche Infra­
struktur und soziale Sicherungssysteme zu investieren.
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2. Anpassung

Die Klimakrise verschärft den Anpassungs­
druck in vielen Ländern. Besonders betroffen 
sind Staaten und Gemeinschaften, die wenig 
zur Klimakrise beigetragen haben. Schlei­
chende Veränderungen wie Meeresspiegel­
anstieg, sinkende Flusswasserstände und 
Wüstenbildung sowie Extremwetterereignis­
se wie Hitze, Dürren, Stürme, Starkregen und 
Überschwemmungen gefährden schon heute 
Lebensgrundlagen. Sie schwächen Ökosyste­
me, die Menschen vor Extremwetter schützen 
können, und bedrohen Biodiversität, land­
wirtschaftliche Produktion und Ernährungssi­
cherheit. Damit steigen die Risiken von Armut,  
Hunger, Vertreibung und Konflikten.

Das Zusammenspiel von Klimafolgen, fragi­
len Versorgungssystemen und geopolitischen 
Krisen kann Anpassungsfortschritte um Jahre  
zurückwerfen. Umso wichtiger sind voraus­
schauende, lokal verankerte und transforma­
tive Anpassungsmaßnahmen. In Zeiten knap­
per Mittel müssen insbesondere Ansätze 
gestärkt werden, die kosteneffektiv sind und 
mehrere Ziele zugleich unterstützen: Resi­
lienz, Biodiversitätsschutz, Bodengesundheit, 
Ernährungssicherheit, Gesundheit und sozia­
le Gerechtigkeit. Eine ökosystembasierte An­
passung und die Transformation von Agrar- 
und Ernährungssystemen leisten hierzu einen 
zentralen Beitrag. Sie können zudem Syner­
gien zwischen den drei Rio-Konventionen zu 
Klima, Biodiversität und Wüstenbekämpfung 
stärken.

Gleichzeitig wächst die Lücke zwischen An­
passungsbedarf und internationaler Finan­
zierung weiter. Die angekündigte Verdreifa­
chung der Anpassungsfinanzierung bis 2035 
ist ein wichtiges Signal, muss aber mit einem 
glaubwürdigen Umsetzungsfahrplan unterlegt 
werden. Für die COP31 ist deshalb entschei­
dend, dass Anpassung und Anpassungsfinan­
zierung als zentraler Bestandteil eines ausge­

wogenen COP-Pakets anerkannt werden. Die 
EU und Deutschland sollten frühzeitig Brü­
cken bauen und sich dafür einsetzen, dass 
zusätzliche Mittel verlässlich, zugänglich und 
bedarfsorientiert bereitgestellt werden.

Auch beim Globalen Anpassungsziel (Global 
Goal on Adaptation, GGA) steht die COP31 vor  
herausfordernden Verhandlungen. In Belém 
wurden Anpassungsindikatoren verabschie­
det, die die Bereiche des UAE Framework for 
Global Climate Resilience (UAE FGCR) abbil­
den sollen. Die Reduzierung des ursprüng­
lichen Vorschlags der technischen Arbeits­
gruppe auf 59 Indikatoren hat jedoch Fragen 
zu Messbarkeit, Disaggregation und Quali­
tätsstandards offengelassen. Die freiwillige 
Pilotierung und schrittweise Weiterentwick­
lung der Indikatoren müssen daher genutzt 
werden, um ihre Aussagekraft zu schärfen 
und politisch opportunen Auslegungen vor­
zubeugen.

Das zweijährige Arbeitsprogramm der Belém- 
Addis-Vision (BAV) soll bis zur COP32 eine 
verbesserte indikatorenbasierte Hilfestellung 
erarbeiten. Dafür braucht es eine arbeitsfähi­
ge Taskforce und politische Kompromissbe­
reitschaft der Vertragsparteien. Ohne Fort­
schritte droht das GGA hinter seinem An­
spruch zurückzubleiben, Anpassungsbedarfe 
sichtbar zu machen, Umsetzung zu unterstüt­
zen und Rechenschaft zu stärken.

Parallel dazu sollte die Baku Adaptation 
Roadmap (BAR) weiterentwickelt werden. 
Sie kann dazu beitragen, bestehende Anpas­
sungsprozesse unter der UNFCCC besser zu 
bündeln, Erkenntnisse für künftige globale 
Bestandsaufnahmen aufzubereiten und den 
Austausch zu wirksamen Ansätzen zu stärken. 
Nach den festgefahrenen Verhandlungen in 
Bonn müssen die Staaten auf der COP31 da­
für sorgen, die Anpassungsarchitektur wieder  
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handlungsfähiger zu gestalten. Die eklatante 
Lücke zwischen stockenden Verhandlungen, 
unzureichenden finanziellen Mitteln und ra­
sant wachsenden Anpassungsbedarfen darf 
nicht noch größer werden.

Wir fordern die  
 Bundesregierung auf,

 ihre Rolle als einer der größten Geber für Anpassung strategisch zu nutzen  
und auszubauen. Deutschland sollte gemeinsam mit Partner*innen einen global  
koordinierten Sofortplan unterstützen, um die drohende Hunger- und humanitäre 
Krise zu verhindern und zugleich auf einen konkreten Fahrplan zur Verdreifachung 
der Anpassungsfinanzierung bis 2035 hinwirken. Dabei müssen Zugangshürden 
abgebaut und Mittel insbesondere lokalen Gemeinschaften sowie fragilen und von 
Konflikten betroffenen Regionen zugänglich gemacht werden. 

 die Weiterentwicklung der GGA-Indikatoren durch politische Kompromisse  
zu ermöglichen und konsequent auf systematische Disaggregation auszurichten.  
Es muss sichtbar werden, wer Klimarisiken besonders ausgesetzt ist und welche 
Gruppen von Anpassungsmaßnahmen profitieren oder ausgeschlossen werden.  
Dafür braucht es disaggregierte Daten, unter anderem nach Geschlecht, Einkommen, 
Alter, Behinderung und Region, Mindeststandards für Datenqualität und Transpa­
renz sowie klare Leitlinien gegen politisch opportunistische Auslegungen.

 die Verhandlungen zur Baku Adaptation Roadmap konstruktiv voranzu
bringen. Die BAR sollte zur Kohärenz der Anpassungsarchitektur beitragen, den  
Austausch zu Best Practices sowie eine effektive Überprüfung ermöglichen.

 Anpassungsansätze mit positiven Nebeneffekten für nachhaltige Entwick-
lung zu stärken (Co-Benefit). Deutschland sollte sich dafür einsetzen, dass Maßnah­
men etwa zur Transformation von Agrar-, Ernährungs- und Gesundheitssystemen  
in nationalen Klimaschutzbeiträgen (Nationally Determined Contributions, NDCs) und 
nationalen Anpassungsplänen (National Adaption Plans, NAPs) stärker verankert  
und durch die Indikatoren des Globalen Anpassungsziels abgebildet werden. 

 Anpassung auch in der Action Agenda der COP31 sichtbar zu fördern. 
Internationale Vorreiter-Allianzen und Initiativen sollten insbesondere in Bereichen 
wie Hitzeschutz, Frühwarnsysteme, klimaresiliente Infrastruktur, Küstenschutz und 
resiliente Gesundheitssysteme vorangebracht werden. 
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3. Verluste und Schäden

Die Auswirkungen der Klimakrise verschärfen 
bestehende Verwundbarkeiten von Ländern 
und Gemeinschaften, erhöhen den Druck auf 
Ressourcen und heizen Konflikte weiter an. 
Dadurch wächst das Risiko politischer und 
gesellschaftlicher Instabilität in vielen Re­
gionen. Umso wichtiger ist es, Verluste und 
Schäden („Loss and Damage“) dauerhaft als 
zentralen Bestandteil der internationalen Kli­
mapolitik und der UN-Klimaverhandlungen zu 
verankern. Eine politische Herabstufung des 
Themas hätte gravierende Folgen  –  für die 
heute Betroffenen ebenso wie für künftige 
Generationen. 

In einer geopolitisch zunehmend instabilen 
Welt muss Deutschland internationale Koope­
rationen und Partnerschaften stärken  –  nicht 
nur aufgrund seiner Verpflichtungen und des 
Prinzips der gemeinsamen, aber unterschied­
lichen Verantwortung (CBDR), sondern auch 
in seinem eigenen Interesse an einer stabilen 
internationalen Ordnung. Dazu gehört insbe­
sondere, die vom Klimawandel am stärksten 
betroffenen Länder beim Umgang mit Ver­
lusten und Schäden verlässlich zu unterstüt­
zen, vor allem durch angemessene finanzielle 
Beiträge. Wirksame Maßnahmen zur Bewälti­
gung von Klimafolgen stärken die menschli­
che Sicherheit und tragen zugleich zu politi­
scher Stabilität vor Ort und weltweit bei. 

Der Klimagipfel in Antalya muss die weitere  
Ausgestaltung und ausreichende Finanzie­
rung des Fonds für Verluste und Schäden 
(Fund for Responding to Loss and Damage, 
FRLD) voranbringen. Die bis zur COP31 zu 
entwickelnde „Resource Mobilisation Stra­
tegy“ sollte konkrete Wege zu einem sub­
stanziell ausgestatteten Fonds aufzeigen. Die 
bislang zugesagten rund 822 Millionen US-
Dollar reichen bei Weitem nicht aus, um den 

tatsächlichen Bedarf zu decken. Besonders 
fragile und konfliktbetroffene Staaten stoßen 
bislang häufig auf zusätzliche administrative 
Hürden beim Zugang zu Unterstützung. Im 
ersten Schritt muss deshalb die Wiederauf­
füllung des FRLD im Jahr 2027 sichergestellt 
werden. Deutschland sollte dabei einen an­
gemessenen Beitrag leisten. Eine Zusage von 
drei Milliarden Euro für die erste Förderperi­
ode entspricht einem angemessenen ersten 
Beitrag Deutschlands, dem aber angesichts 
geschätzter jährlicher Klimaschäden von rund 
400 Milliarden US-Dollar in einkommens­
schwachen Ländern weitere folgen müssen.

Es ist ein Erfolg, dass der FRLD mit den ersten 
„Calls for Proposals“ in seine Finanzierungs­
phase gestartet ist. Jetzt braucht es eine 
Strategie für innovative Finanzierungsquellen 
nach dem Verursacherprinzip, um den Fonds 
langfristig auf ein bedarfsgerechtes Niveau 
zu bringen. Es sollten Wege gebahnt werden, 
damit neben den hochemittierenden Staa­
ten auch die „Carbon Majors“  –  die weltweit 
größten fossilen Energieunternehmen  –  sys­
tematisch zur Verantwortungsübernahme im 
Rahmen des FRLD und weiterer relevanter 
Initiativen wie des Global Shield against Cli­
mate Risk beitragen. 

Auch der auf der COP30 in Belém verab­
schiedete „Loss and Damage Status Quo 
Report“ sollte zu einer zentralen Bestands­
aufnahme weiterentwickelt werden. Er sollte 
wirksame Ansätze und erfolgreiche Projekte 
sichtbar machen und gleichzeitig bestehen­
de Finanzierungslücken und ungedeckte Be­
darfe der betroffenen Länder klar benennen. 
Sein Potenzial, internationale Aufmerksam­
keit zu schaffen und zusätzliche Finanzmittel 
zu mobilisieren, muss gezielt genutzt werden. 
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Allianzen für eine gerechte und sichere Zukunft
Forderungen zur 31. Weltklimakonferenz in Antalya

Wir fordern die  
 Bundesregierung auf,

 ihren Sitz im Board des Fonds für Verluste und Schäden (FRLD) zu nutzen,  
um die Strategie für die Ressourcenmobilisierung des Fonds nachhaltig aus­
zugestalten. Dazu gehören konkrete Vorschläge zur Erschließung innovativer  
Finanzierungsquellen nach dem Verursacherprinzip, etwa Steuern und Abgaben 
auf Luxusflüge oder den Schiffsverkehr sowie die Beteiligung der „Carbon Majors“. 

 für die erste Förderperiode des FRLD drei Milliarden Euro bereitzustellen, 
um einen angemessenen ersten Beitrag zu leisten.

 nach der initialen Finanzierungsphase des FRLD nun bei den Implementie-
rungsverfahren (Barbados Implementation Modalities, BIM) sicherzustellen, 
dass der Fonds die Lücke beim Umgang mit Verlusten und Schäden schließt, 
die andere Fonds hinterlassen. Dies betrifft insbesondere Modalitäten für schnelle 
Auszahlungen z. B. nach Extremwetterereignissen, eine stärkere Fokussierung auf  
den direkten Zugang für lokale Gemeinschaften und die Berücksichtigung fragiler  
und von Konflikten betroffener Länder, um durch inklusive Verfahren sicherzustellen, 
dass die am stärksten gefährdeten Menschen tatsächlich erreicht werden.

 bei der Ausgestaltung des „Loss and Damage Status Quo Report“ – auch 
über den deutschen Sitz im Board des Santiago-Netzwerks für Verluste und Schä­
den  –  sicherzustellen, dass die Finanzierungslücke sichtbar gemacht und  
dadurch zusätzliche Dynamik für ihre Schließung erzeugt wird. Zugleich sollte 
das Potenzial des Berichts genutzt werden, um beispielsweise die Arbeit des FRLD 
darzustellen und die Wirkung von Maßnahmen zum Umgang mit Verlusten und 
Schäden sichtbar zu machen. Das Schließen der Schutzlücke im Umgang mit Ver­
lusten und Schäden muss dabei das zentrale Ziel sein.

 den Themenbereich Verluste und Schäden in der Action Agenda der COP31 
stärker zu priorisieren. Bereits existierende Agendapunkte wie Ernährungssicher­
heit und Gesundheit bieten gute Anknüpfungspunkte.
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4. Klimafinanzierung

Internationale Klimafinanzierung bleibt eine 
zentrale Säule gerechter Klimapolitik. Für ein­
kommensschwache und besonders vulnerable 
Länder ist sie Voraussetzung, um Klimaschutz, 
Anpassung und den Umgang mit unvermeid­
baren Verlusten und Schäden umzusetzen. Sie 
ist völkerrechtlich verbindlich zu leisten. Für 
Deutschland und Europa ist sie zugleich eine 
Investition in Stabilität, vertrauensvolle Part­
nerschaften und zukunftsfähige Märkte für kli­
mafreundliche Technologien. 

Die von den Industrieländern für 2024 bereit­
gestellte Klimafinanzierung beläuft sich auf 
137,7 Milliarden US-Dollar. Ein großer Teil die­
ser Mittel wurde jedoch in Form von nicht ein­
mal konzessionären Darlehen bereitgestellt. 
Dadurch geraten Länder, die ohnehin stark 
verschuldet sind, zusätzlich unter Druck. Zu­
gleich bleibt die Finanzierung für Anpassung 
deutlich zu niedrig, während für die Bewälti­
gung von Verlusten und Schäden weiterhin 
kaum Mittel zur Verfügung stehen. 

Auch in Deutschland steht die Klimafinanzie­
rung unter Druck. Die Zusage, jährlich min­
destens sechs Milliarden Euro an Haushalts­
mitteln für internationale Klimafinanzierung 
bereitzustellen, droht durch Kürzungen in der 
internationalen Zusammenarbeit verfehlt zu 
werden. Damit gefährdet die Bundesregie­
rung Deutschlands Glaubwürdigkeit als ver­
lässlicher Partner in der internationalen Kli­
mapolitik. 

Mit dem New Collective Quantified Goal on 
Climate Finance (NCQG) wurde vereinbart, 
die Klimafinanzierung bis 2035 auf mindes­
tens 300 Milliarden US-Dollar pro Jahr zu 
erhöhen sowie die Mittel für Anpassung zu 
verdreifachen. Neben der bilateralen Unter­
stützung durch die Industrieländer spielen 
dabei auch die multilateralen Entwicklungs­
banken eine Schlüsselrolle. Sie müssen dafür 
mehr Zuschüsse und mehr hoch konzessio­
näre Mittel bereitstellen und gezielt Risiken 
für Klimainvestitionen in Entwicklungs‑ und 
Schwellenländern übernehmen. 

Darüber hinaus müssen öffentliche und pri­
vate Finanzflüsse konsequent an den Zielen 
des Pariser Abkommens ausgerichtet wer­
den. Der Veredas-Dialog zu Artikel 2.1 c des 
Pariser Abkommens sollte dafür politische 
Leitplanken entwickeln. Ziel muss es sein, 
fossile Investitionen zurückzudrängen sowie 
über Instrumente der Finanz-, Banken- und 
Privatsektorpolitik den Ausstieg aus fossilen 
Energien zu beschleunigen und Investitionen 
in Klimaschutz, Anpassung und Biodiversi­
tät zu stärken. Zusätzliche Spielräume ent­
stehen nur, wenn auch strukturelle Ursachen 
mangelnder Finanzierung angegangen wer­
den. Dazu gehören Schuldenerleichterungen 
für einkommensschwächere Länder, gerech­
tere internationale Steuersysteme wie durch
die Verabschiedung der UN-Steuerkonvention 
und neue Finanzierungsquellen nach dem Ver­
ursacherprinzip. Hierzu zählen Abgaben auf 
Flüge im Premiumsegment sowie auf Über­
gewinne fossiler Konzerne.
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Allianzen für eine gerechte und sichere Zukunft
Forderungen zur 31. Weltklimakonferenz in Antalya

Wir fordern die  
 Bundesregierung auf,

 ihre Zusage von mindestens sechs Milliarden Euro jährlich für inter
nationale Klimafinanzierung kurzfristig zu erfüllen und die Kürzungen im Etat 
des Entwicklungsministeriums zurückzunehmen. Bis zur COP31 muss die Bun­
desregierung darlegen, wie Deutschlands fairer Anteil am neuen 300-Milliarden- 
Ziel aussehen soll. Angemessen wäre es, die Haushaltsmittel für internationale 
Klimafinanzierung bis 2030 auf mindestens zwölf Milliarden Euro zu steigern. 

 substanzielle Zusagen für 2027 an zentrale multilaterale Klimafonds  
vorzubereiten. Dazu gehören der Fund for responding to Loss and Damage (FRLD), 
der Green Climate Fund (GCF), der Least Developed Countries Fund (LDCF) und  
der Adaptation Fund (AF). Mittel für die Tropical Forest Forever Facility (TFFF)  
sollten wie zugesagt bereitgestellt werden. Zugleich müssen robuste Sozial- und 
Umweltstandards sowie eine transparente und inklusive Governance der TFFF  
sichergestellt werden.

 den Zugang zu Klimafinanzierung für lokale Akteur*innen deutlich zu  
verbessern und die direkte Finanzierung lokaler Schlüsselakteur*innen – ein­
schließlich lokaler und indigener Organisationen – zu verstärken. Gerade in fragilen 
Kontexten und Konfliktregionen ist ein direkter Zugang zu Finanzierung entschei­
dend, damit Mittel wirksam, bedarfsgerecht und schnell vor Ort ankommen. 

 sich dafür einzusetzen, dass das auf der COP30 beschlossene Arbeitsprogramm 
zu Klimafinanzierung konkrete Umsetzungsschritte für das 300-Milliarden-Ziel 
und die Skalierung auf die im NCQG vorgesehenen 1,3 Billionen US-Dollar  
jährlich definiert. Im Mittelpunkt müssen die Unterstützungsverpflichtungen der  
Industrieländer nach Artikel 9.1 des Pariser Abkommens stehen. Zugleich sollte das 
Arbeitsprogramm Wege aufzeigen, wie Finanzierung stärker an den Prioritäten der 
vom Klimawandel am stärksten betroffenen Länder ausgerichtet, neue Verschuldung 
vermieden und private Investitionen zur Stärkung lokaler Wirtschaftskreisläufe in  
den einkommensschwachen Ländern mobilisiert werden können. 

weitere Forderungen auf der nächsten Seite



16

Wir fordern die  
 Bundesregierung auf,

 neue, gerechte Finanzierungsquellen für internationale Klimafinanzie
rung zu erschließen und zur Entlastung der am stärksten vom Klimawandel 
betroffenen Staaten zu nutzen. Deutschland sollte sich für Abgaben nach dem  
Verursacherprinzip einsetzen, die gezielt dort ansetzen, wo Emissionen, Vermögen 
und Profite besonders hoch sind. Ein erster wichtiger Schritt wären hier insbesondere 
der Beitritt Deutschlands zur Premium Flyers Solidarity Coalition und die Einführung 
von Abgaben auf Flüge im Premiumsegment und mit Privatjets. Die Bundesregierung 
sollte sich außerdem für Steuern auf Gewinne fossiler Konzerne und extreme Ver­
mögen einsetzen und der Koalition zum Abbau fossiler Subventionen (Coalition on  
Phasing Out Fossil Fuel Incentives Including Subsidies, COFFIS) beitreten.

 globale Steuergerechtigkeit voranzutreiben und der Schuldenproblematik 
entgegenzuwirken. Deutschland sollte die Verabschiedung einer ambitionierten 
UN‑Steuerkonvention aktiv unterstützen, um effektiv Wettbewerbsverzerrungen  
zu verhindern, Steuervermeidung einzudämmen und so zu verlässlichen Einnahmen 
für Klimaschutz und Entwicklung beizutragen. Deutschland sollte zudem Initiativen  
unterstützen, die in überschuldeten Ländern fiskalische Spielräume durch ein 
Staateninsolvenzverfahren und weitere Schuldenerleichterungen schaffen können.

 Finanzströme wirksam auf das 1,5-Grad-Ziel auszurichten und den  
Veredas-Dialog zu Artikel 2.1 c politisch voranzubringen. Die Bundesregierung 
sollte sich dafür einsetzen, dass auf der COP31 verbindliche politische Leitplanken 
zur Ausrichtung öffentlicher und privater Finanzflüsse am Pariser Klimaziel vereinbart 
werden. Öffentliche Finanzen, Banken und Unternehmen müssen ihre Investitionen 
konsequent auf klimaverträgliche und nachhaltige Entwicklung ausrichten. Es gilt, die 
Implementierung durch den Veredas-Dialog voranzutreiben.
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Allianzen für eine gerechte und sichere Zukunft
Forderungen zur 31. Weltklimakonferenz in Antalya

„Die Bundesregierung sollte 
bei der COP31 als Brücken
bauerin auftreten, die Anliegen 
besonders gefährdeter Staaten 
und Gemeinschaften in den 
Mittelpunkt rücken und sich für 
handlungsfähige multilaterale 
Institutionen einsetzen. 

Dafür braucht es politische 
Glaubwürdigkeit: Deutschland 
muss seine eigenen Klima
ziele konsequent verfolgen, 
Vorreiter-Allianzen vorantrei-
ben und Blockaden aktiv 
entgegenwirken.“
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5. Zivilgesellschaft,  
Menschenrechte und Gender

Die Klimakonferenz in Belém hat gezeigt: Eine  
starke, vielfältige und handlungsfähige Zivil­
gesellschaft stützt die multilateralen Verhand­
lungen und erhöht die politische Aufmerksam­
keit für Klimapolitik auf lokaler, nationaler und 
internationaler Ebene. Weltweit werden Men­
schenrechtsverteidiger*innen, lokale Gemein­
schaften und Zivilgesellschaft jedoch massiv 
attackiert und ihre Handlungsspielräume und 
Möglichkeiten zur freien Meinungsäußerung 
eingeschränkt.

Mit der Ausrichtung der COP31 in der Türkei 
finden die Klimaverhandlungen in einem Land 
statt, das stark von fossilen Energien abhängig 
ist und dessen Klimapolitik und -maßnahmen 
von Climate Action Tracker als unzureichend 
eingestuft werden. Gleichzeitig wird dort der 
Druck auf Menschenrechtsverteidiger*innen, 
LGBTQI+-Personen, Journalist*innen und die 
Opposition durch ungerechtfertigte Ermittlun­
gen und Strafen weiter verstärkt. 

Hinzu kommen strukturelle Hemmnisse wie 
die ungleichen Teilhabemöglichkeiten am 
UNFCCC-Prozess, mit denen insbesondere  
Beobachter*innen aus klimavulnerablen Län­
dern konfrontiert sind. Das UNFCCC-Sekre­
tariat muss gemeinsam mit den Gastgeber­
ländern an der Verbesserung dieser Möglich­
keiten arbeiten. Allen Teilnehmenden sind ein 
gleichberechtigter Zugang sowie eine trans­
parente und zügige Visavergabe zu gewähr­
leisten. 

Die Erfüllung dieser Voraussetzungen stärkt 
menschenrechtsbasierte und geschlechter­
gerechte Perspektiven. Zugleich erweitert die 
systematische Verankerung von Menschen­
rechten im Prozess die Teilhabemöglichkei­
ten und verbessert den Schutz der Rechte 
strukturell benachteiligter Gruppen – darunter 
Kinder und Jugendliche, indigene Gemein­
schaften, Frauen und LGBTQI+-Personen so­
wie Menschen mit Behinderungen. Damit wird 
eine wichtige Grundlage für die wirksame 
und gerechte Umsetzung von Klimapolitik 
geschaffen. Gerade die diesjährige Verhand­
lungsagenda bietet hierfür wichtige Ansatz­
punkte. 
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Wir fordern die  
 Bundesregierung auf,

 darauf hinzuwirken, dass das Gastgeberland für die COP31 Rede- und  
Versammlungsfreiheit für alle Teilnehmenden garantiert und die türkische  
und internationale Zivilgesellschaft wirksam vor Repressionen schützt.

 die COP31-Präsidentschaft in die Pflicht zu nehmen, der Zivilgesellschaft  
mehr Beteiligungsmöglichkeiten einzuräumen. Eingedämmt werden sollte  
dagegen der Einfluss von Vertreter*innen der fossilen Wirtschaft, die dringend  
nötige Ambitionen abschwächen wollen. 

 der internationalen Zivilgesellschaft durch eine transparente und zügige 
Visavergabe in Zukunft eine angemessene Beteiligung an den Klimazwischen­
verhandlungen in Bonn zu ermöglichen. Als Standort des UNFCCC-Sekretariats 
muss Deutschland sicherstellen, dass Delegierte aus der internationalen Zivil­
gesellschaft an den jährlichen Verhandlungen teilnehmen können. Dies kann etwa 
durch die Einführung eines eigenen Visumsprozesses für UN-Verhandlungen  
im Schengenraum geschehen.

 die Repräsentanz und Beteiligung benachteiligter Gruppen in Klima­
verhandlungen und -prozessen zu stärken. Insbesondere Kinder und Jugendliche 
als Entscheidungsträger*innen und Betroffene von morgen müssen als  
eigenständige Akteur*innen anerkannt und ihre verbindliche, über konsultative 
Formate hinausgehende Beteiligung an klimapolitischen Entscheidungsprozes­
sen muss sichergestellt werden. Auch BIPoC, lokale Gemeinschaften, Frauen, 
LGBTQI+-Personen, Menschen mit Behinderungen und ältere Menschen  
sollten besser und wirksamer beteiligt werden.

 auf eine konkrete und verbindlichere Umsetzung des Glasgow work pro
gramme on Action for Climate Empowerment (ACE) hinzuwirken, um die gesamte 
Gesellschaft aktiv in den Klimaschutz einzubinden. Dies umfasst klare Zielvorgaben, 
Indikatoren und Monitoringmechanismen, eine verpflichtende regelmäßige Bericht­
erstattung sowie die systematische Integration von ACE in nationale Klimadoku­
mente wie NDCs und Anpassungspläne. Deutschland sollte sich zudem international 
für die verbindliche Verankerung von Klimabildung in nationalen Bildungssystemen 
einsetzen, einschließlich transformativer und interdisziplinärer Ansätze, Jugendbetei­
ligungsformate stärken sowie den freien Zugang zu wissenschaftlich fundierten  
Klimainformationen schützen.
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6. Rolle der 
Bundesregierung

Fortschritte bei der COP31 hängen wesent­
lich davon ab, ob Deutschland international, 
europäisch und national glaubwürdig handelt. 
Deutschland und die EU müssen die belaste­
ten Beziehungen insbesondere zu den ärms­
ten und klimavulnerablen Ländern wieder 
verbessern und als verlässlicher Partner auf 
Augenhöhe auftreten. Die EU wirkt in der in­
ternationalen Klimapolitik derzeit zunehmend 
geschwächt und uneinig. Der schwindende 
Rückhalt für den European Green Deal sowie 
Streit über die eigenen Klimaziele schränkten 
den diplomatischen Einfluss der EU bei der 
COP30 deutlich ein. Deutschland sollte des­
halb ambitionierte europäische Positionen für 
die internationalen Klimaverhandlungen mit­
prägen, den europäischen Zusammenhalt in 
der Klimadiplomatie stärken und die Energie­
wende sowie den Klimaschutz auf nationaler 
und europäischer Ebene entschlossen voran­
treiben. 

Die aktuelle klimapolitische Bilanz der Bun­
desregierung fällt ernüchternd aus. Das im 
März vorgelegte Klimaschutzprogramm 2026 
reicht nicht aus, um die bestehenden Lücken 
bis 2030 und 2040 sowie zur Erreichung der 
Klimaneutralität bis 2045 zu schließen. Auch 
der Expertenrat für Klimafragen stellt fest, 
dass Deutschland seine Klimaziele ohne zu­
sätzliche Maßnahmen verfehlen wird. Damit 
bleibt die Bundesregierung hinter ihren ge­
setzlichen Verpflichtungen zurück und setzt 
ihre Glaubwürdigkeit in der internationalen 
Klimapolitik aufs Spiel. Der Internationale 
Gerichtshof stellte im Juni 2025 klar, dass 
alle Staaten völkerrechtlich verpflichtet sind, 
die 1,5-Grad-Grenze einzuhalten – unabhän­
gig davon, ob sie das Pariser Klimaabkom­
men unterzeichnet haben oder nicht.

Besonders deutlich zeigt sich der nationale 
Handlungsbedarf an Deutschlands fortbe­
stehender Abhängigkeit von fossilen Energien.  

Diese zeigt sich angesichts der Kriege in 
der Ukraine und im Iran wie unter einem 
Brennglas. Importe von Öl und Gas machen  
Deutschland verwundbar und erpressbar und 
verursachen enorme Kosten: jährlich rund 
80  Milliarden Euro; aufgrund der Energie­
preiskrise könnten es in diesem Jahr bis zu 
100  Milliarden Euro werden. Eine Mehrheit 
der Menschen in Deutschland sieht die Ab­
hängigkeit von fossilen Brennstoffen als Ge­
fahr für die nationale Sicherheit und unter­
stützt die Priorisierung der Energiewende.1 
Statt diese Abhängigkeit konsequent zu redu­
zieren, drohen jedoch aktuelle energiepoliti­
sche Reformen, bestehende fossile Struktu­
ren weiter zu verfestigen. 

Investitionen in Klimaschutz, Elektrifizierung  
und erneuerbare Energien stärken dagegen  
nicht nur die Resilienz der deutschen Wirt­
schaft, sondern schaffen auch Arbeitsplätze, 
erhöhen die lokale Wertschöpfung und sen­
ken langfristig die Energiekosten. Ein be­
schleunigter, sozial gerechter und ökolo­
gisch nachhaltiger Ausbau von Wind- und 
Solarenergie sowie der Umstieg auf saube­
re strombasierte Technologien wie Wärme­
pumpen sind zentrale Voraussetzungen dafür, 
dass Deutschland sich unabhängig von teuren 
Energieimporten macht und gleichzeitig sei­
ne Klimaziele erreicht. So kann Deutschland 
seine eigene Sicherheit stärken und als glaub­
würdiger und verlässlicher Partner in den in­
ternationalen Klimaverhandlungen auftreten.

1 Deutsche Umwelthilfe (2026): Mehrheit in Deutsch­

land will Ausbau der Erneuerbaren für nationale 

Sicherheit: Deutsche Umwelthilfe fordert Ende der 

fossilen Abhängigkeit. https://www.duh.de/presse/

pressemitteilungen/pressemitteilung/mehrheit-in-

deutschland-will-ausbau-der-erneuerbaren-fuer-

nationale-sicherheit-deutsche-umwelthilfe/

(Zugriff am 20.7.2026)

https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/mehrheit-in-deutschland-will-ausbau-der-erneuerbaren-fuer-nationale-sicherheit-deutsche-umwelthilfe/
https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/mehrheit-in-deutschland-will-ausbau-der-erneuerbaren-fuer-nationale-sicherheit-deutsche-umwelthilfe/
https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/mehrheit-in-deutschland-will-ausbau-der-erneuerbaren-fuer-nationale-sicherheit-deutsche-umwelthilfe/
https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/mehrheit-in-deutschland-will-ausbau-der-erneuerbaren-fuer-nationale-sicherheit-deutsche-umwelthilfe/
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Wir fordern die  
 Bundesregierung auf,

 zusätzliche Maßnahmen für den nationalen Klimaschutz zu beschließen, 
die über die im Klimaschutzprogramm 2026 angekündigten Maßnahmen  
hinausgehen. Besonders in den Bereichen Verkehr und Gebäude muss die Bundes­
regierung nachlegen: Nur mit umfassenden zusätzlichen Maßnahmen können die 
Klimaschutzlücken geschlossen und die Menschen vor neuen fossilen Kostenfallen 
geschützt werden. Wir fordern eine Investitionsoffensive von drei Milliarden Euro  
für Busse und Bahnen, kombiniert mit einem bundesweiten Sozialticket, damit alle 
Menschen mobil sein können. Wir brauchen klare Zielvorgaben für neue Heizungen, 
die überwiegend mit erneuerbaren Energien betrieben werden. Damit alle Menschen 
sich den Heizungstausch leisten können, bedarf es einer langfristig gesicherten,  
zielgenauen Förderung, die sich am Einkommen orientiert.

 auch auf europäischer Ebene Klimaschutz konsequent voranzutreiben. 
Deutschland und die EU sollten die Emissionen innerhalb der EU konsequent  
senken und in Zukunftstechnologien und eine klimaneutrale Wirtschaft investieren.  
Dafür entscheidend ist die Stabilität und Kontinuität des EU-Emissionshan-
dels (Emissions Trading System, ETS). Hier braucht es weiterhin ein klares 
Preissignal für zukunftsfähige Investitionsentscheidungen. Eine direkte Integration 
internationaler Kohlenstoffzertifikate in den ETS würde die Lenkungswirkung des 
Instruments hingegen untergraben. Dieses Prinzip gilt auch für die CO

2
-Flotten­

grenzwerte: Sie dürfen nicht abgeschwächt werden. Das würde die Planungssicher­
heit der europäischen Automobilindustrie verspielen und Unternehmen bestrafen,  
die bereits umfassend in die Elektromobilität investiert haben. Für die Klimaneutra­
lität bis 2050 braucht es stattdessen einen klaren Fahrplan für alle Sektoren auch 
nach 2030, mit verbindlichen Zielen und einer ausreichenden finanziellen Absiche­
rung im nächsten mehrjährigen Finanzrahmen der EU.
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Die Klima-Allianz Deutschland ist das brei­
te gesellschaftliche Bündnis für den Klima­
schutz. Mit rund 150 Organisationen aus den 
Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bil­
dung, Kultur, Gesundheit, Verbraucherschutz, 
Jugend, Soziales und Gewerkschaften setzt 
sie sich für eine ambitionierte und sozial ge­
rechte Klimapolitik auf lokaler, nationaler, 
europäischer und internationaler Ebene ein. 
Ihre Mitgliedsorganisationen repräsentieren 
zusammen rund 25 Millionen Menschen.

www.klima-allianz.de

VENRO ist der Dachverband der entwick­
lungspolitischen und humanitären Nichtre­
gierungsorganisationen (NRO) in Deutsch­
land. Der Verband wurde im Jahr 1995 
gegründet. Ihm gehören rund 145 Organi­
sationen an. Sie kommen aus der privaten 
und kirchlichen Entwicklungszusammenar­
beit, der Humanitären Hilfe sowie der ent­
wicklungspolitischen Bildungs-, Öffentlich­
keits- und Lobbyarbeit.

Das zentrale Ziel von VENRO ist die gerechte  
Gestaltung der Globalisierung, insbesondere 
die Überwindung globaler Ungleichheit und 
weltweiter Armut.

www.venro.org
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